
 

Digitale Drehtür 

https://www.youtube.com/watch?v=1WOMhE95T8E&t=10s 

Das Wie   https://www.youtube.com/watch?v=MaOlIlNP8D4 

Über den Einsatz   https://digitale-drehtuer.de/home/was-ist-die-digitale-drehtur/ 

Ein Beispiel    https://www.digitale-drehtuer-campus.de/category/Projekt-Werkstatt 

 

Fördermöglichkeiten 

• Enrichment (Stoffanreicherung und -vertiefung)  
o individuelle Aufgabenstellungen 
o eigene Projekte 
o Arbeitsgemeinschaften 
o Schülerwettbewerbe und -austauschprogramme 
o Kooperation mit Universitäten und Wirtschaftsunternehmen 
o Vertiefung von Unterrichtsthemen in speziellen Arbeitsgruppen 
o Einsatz als Mentor 

• Akzeleration (Maßnahmen, bei denen ein schnelleres Durchlaufen der Schulzeit ermöglicht 
wird)  

o vorzeitige/flexible Einschulung 
o Überspringen von Jahrgangsstufen 
o teilweiser Fachunterricht in höheren Klassen (Drehtürmodell) 
o Hochschulstudium während der Schulzeit 

Rechtliche Bestimmungen 

Hochbegabte Kinder leiden durch ihre Hochbegabung laut der Broschüre unter seelischen 

Beeinträchtigungen, die zu einer seelischen Behinderung führen können. Nach §35a Abs. 4 

KJHG haben somit die Kinder Anspruch auf Einrichtungen, Dienste und Personen, die für 

die spezielle Hilfe geeignet sind. 

 

Einschulung   Bürgerservice Hessenrecht - HSchG | Landesnorm Hessen | Gesamtausgabe | 

Hessisches Schulgesetz (HSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 2023 | gültig ab: 

17.12.2022 

(1) Für alle Kinder, die bis zum 30. Juni das sechste Lebensjahr vollenden, beginnt die 

Schulpflicht am 1. August. Diese sind in den Monaten März/April des Jahres, das 

dem Beginn der Schulpflicht vorausgeht, zum Schulbesuch anzumelden, dabei sind 

die deutschen Sprachkenntnisse festzustellen. Kinder, die nach dem 30. Juni das 

sechste Lebensjahr vollenden, können auf Antrag der Eltern in die Schule 

aufgenommen werden. Die Entscheidung trifft die Schulleiterin oder der Schulleiter 

unter Berücksichtigung des schulärztlichen Gutachtens. Die Schulpflicht beginnt mit 

der Einschulung. Bei Kindern, die nach dem 31. Dezember das sechste Lebensjahr 

vollenden, kann die Aufnahme vom Ergebnis einer zusätzlichen 

schulpsychologischen Überprüfung der geistigen und seelischen Entwicklung 
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abhängig gemacht werden. Satz 2 bis 6 gelten entsprechend an Schulen mit 

Eingangsstufe (§ 18 Abs. 3) für Kinder, die nach dem 30. Juni das fünfte Lebensjahr 

vollenden.  

 

Aufhebung der Sprengelpflicht in der Grundschule  

https://schulaemter.hessen.de/schulbesuch/einschulung 

Jede Grundschule hat ein bestimmtes Einzugsgebiet, den sogenannten Schulbezirk. 

Grundsätzlich besuchen Schülerinnen und Schüler die Grundschule, in deren Schulbezirk sie 

wohnen, also die Grundschule in der Nähe ihres Wohnsitzes. Nur bei Angabe von wichtigen 

Gründen kann eine Grundschule, die nicht im zuständigen Schulbezirk liegt, besucht werden. 

Liegt ein wichtiger Grund vor, können Eltern bei der Anmeldung an ihrer Grundschule einen 

sogenannten Gestattungsantrag stellen. Dieser Antrag ist über die Grundschule an das 

zuständige Staatliche Schulamt zu richten. 

Antrag auf den Besuch einer anderen Grundschule als der zuständigen  

 
Wer entscheidet, ob ein Kind eine Klasse überspringt? 
Die Eltern suchen ein Gespräch mit den Lehrern bzw. Lehrerinnen und stellen dann einen 
offiziellen Antrag, der entweder von der Schulleitung oder der Klassenkonferenz genehmigt 
werden muss. In manchen Fällen gehen auch die Lehrkräfte auf die Eltern zu und schlagen 
vor, dass ihr Kind eine Klasse überspringen sollte. 
 
Näheres für Hessen: https://leb-hessen.de/fileadmin/user_upload/Medien_extern/kluge_koepfe_entdecken_-
_befluegeln_-_foerdern.pdf 
 
 
 

Das Recht auf individuelle Förderung   (Auszüge aus: https://gemeinsamleben-hessen.de/de/inklusive-beratung-und-

koordination/bildung/individuelle-foerderung-und-foerderplanung) 

Das Hessische Schulgesetz garantiert jedem Kind/Jugendlichen das Recht auf individuelle 
Förderung mit Bezug zu seinen eigenen Stärken und Schwächen: 

Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Bildung. 
(§ 1 HschG)  

Die Schule ist so zu gestalten, dass jede Schülerin und jeder Schüler unter Berücksichtigung 
der individuellen Ausgangslage in der körperlichen, sozialen und emotionalen sowie 
kognitiven Entwicklung angemessen gefördert wird. Es ist Aufgabe der Schule, drohendem 
Leistungsversagen und anderen Beeinträchtigungen des Lernens, der Sprache sowie der 
körperlichen, sozialen und emotionalen Entwicklung mit vorbeugenden Maßnahmen 
entgegenzuwirken. Schülerinnen und Schüler mit Teilleistungsstörungen haben Anspruch auf 
individuelle Förderung. Hochbegabte Schülerinnen und Schüler sollen durch Beratung und 
ergänzende Bildungsangebote in ihrer Entwicklung gefördert werden. 
(§ 3 HSchG) 
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Die individuelle Förderung ist das Mittel, um für jedes Kind den angemessenen Zugang zu 
Bildung zu schaffen.  

Das Recht auf individuelle Förderung durchzieht das gesamte Schulrecht in Hessen:  

(1) Die Förderung der einzelnen Schülerin und des einzelnen Schülers ist Prinzip der 
gesamten schulischen Arbeit. Jedes Kind soll mit anderen Kindern zusammen gefördert 
werden. Die individuelle Förderung ist in den Gesamtzusammenhang schulischer 
Lernförderung zu stellen. 
(2) Die allgemeine Schule ist bei Ausschöpfung ihrer personellen, räumlichen und sächlichen 
Möglichkeiten so zu gestalten, dass die gemeinsame Erziehung und das gemeinsame Lernen 
aller Schülerinnen und Schüler in einem möglichst hohen Maß an aktiver Teilhabe 
verwirklicht und jede Schülerin und jeder Schüler unter Berücksichtigung der individuellen 
Ausgangslage in der körperlichen, sozialen und emotionalen, sprachlichen sowie kognitiven 
Entwicklung angemessen gefördert wird. (§ 1 VOSB)  

(1) Die allgemeine Schule trifft vorbeugende Maßnahmen, um drohendem 
Leistungsversagen und anderen Beeinträchtigungen des Lernens, der Sprache sowie der 
körperlichen, sozialen und emotionalen Entwicklung der Schülerinnen und Schüler 
entgegenzuwirken und ihre Auswirkungen zu verringern. 
(§ 2 VOSB)  

Schülerinnen und Schüler haben Anspruch auf individuelle Förderung durch die Schule. 
Fördermaßnahmen können anlassbezogen beschlossen werden, ihre Grundlage in 
individuellen Förderplänen haben oder Teil eines schulbezogenen Förderkonzeptes sein. 
(§ 5 VOGSV) 

Die Förderung der einzelnen Schülerin und des einzelnen Schülers ist Prinzip des gesamten 
Unterrichts und Aufgabe der gesamten schulischen Arbeit. Jedes Kind soll mit anderen 
Kindern zusammen und auch durch sie gefördert werden. Die individuelle Förderung ist in 
den Gesamtzusammenhang schulischer Lernförderung zu stellen. (§ 2 VOBGM) 

 

Nach § 3 Abs. 9 des Hessischen Schulgesetzes ist der Bildungs- und Erziehungsauftrag der 
Grundschule auf die bestmögliche Entfaltung der Persönlichkeit der Schülerinnen und 
Schüler gerichtet und schließt die Sorge um ihr physisches und psychisches Wohl mit ein. (§ 
1 VOBGM) 

Die Gesamtkonferenz soll durch die Entwicklung eines schulischen Förderkonzeptes nach 
den Grundsätzen des Schulprogramms eine gemeinsame pädagogische Orientierung des 
Kollegiums sichern sowie die Kontinuität von Unterrichts- und Erziehungsprozessen 
gewährleisten. Die Lernförderung muss sich an den Curricula des Regelunterrichts 
orientieren. Sie soll nicht nur Lerndefizite beheben, sondern Lernbereitschaft und 
Lernfähigkeit insgesamt weiterentwickeln und fördern sowie Begabungs- und 
Leistungsschwerpunkte unterstützend begleiten und besondere Begabungen fördern. 
Förderunterricht ist in der Regel als binnendifferenzierte Maßnahme zu organisieren. Über 
die allgemeine Lernförderung nach Abs. 1 hinausgehende besondere Fördermaßnahmen 



sind zeitlich begrenzte Hilfen zur Überwindung von Lerndefiziten, Fördermaßnahmen zur 
Behebung partieller Lernausfälle oder Sprachdefizite (§ 2 VOBGM) 

Zur besseren Förderung des einzelnen Kindes ist die Kooperation und Koordination im 
multiprofessionellen Team in der Schule wichtig: 

Eine enge Zusammenarbeit aller Lehrkräfte, insbesondere im Rahmen der 
Lehrerkonferenzen, ist erforderlich. Diese Konferenzen dienen der Abstimmung 
fachübergreifender und erzieherischer Grundsätze, der Koordination der Unterrichts- und 
Erziehungsarbeit durch schuleigene Arbeitspläne, der Abklärung von Vorgehensweisen 
bezüglich der Leistungserziehung und -beurteilung sowie der Planung von 
Fördermaßnahmen. Konferenzen zur Abstimmung fachübergreifender didaktischer 
Grundsätze sind insbesondere bei Unterrichtsfächern, die aufgrund ihres engen inhaltlichen 
Zusammenhangs nach § 6 Abs. 2 des Hessischen Schulgesetzes einen Lernbereich bilden 
können, erforderlich.  

Die Zusammenarbeit der Lehrkräfte soll auch auf die persönliche Entwicklung der einzelnen 
Schülerinnen und Schüler gerichtet sein. (§ 3 VOBGM) 

Der individuelle Förderplan 

Der individuelle Förderplan dient als wirksames Instrument und Hilfsmittel für die 
Lehrkräfte. Er gibt in übersichtlicher Form einen Überblick über den Lern- und Förderprozess 
(„Förderplanung“) von einzelnen Schüler*innen mit Unterstützungs- und Förderbedarf.  

Schülerinnen und Schüler haben Anspruch auf individuelle Förderung durch die Schule. 
Fördermaßnahmen können anlassbezogen beschlossen werden, ihre Grundlage in 
individuellen Förderplänen nach den §§ 6 und 40 oder den Zielen nach § 45 haben oder Teil 
eines schulbezogenen Förderkonzeptes nach den §§ 37 Abs. 4 und 48 Abs. 4 sein. (§ 5 
VOGSV) 

Die Lehrkräfte erstellen ihn bei  

• Kindern, die eine Vorklasse besuchen oder an einer besonderen Fördermaßnahme 
teilnehmen 

• im Fall eines drohenden Leistungsversagens und bei (drohender) Nichtversetzung 
• bei vorliegenden Schwierigkeiten im Lesen, Rechtschreiben oder Rechnen  
• bei Anspruch auf sonderpädagogische Förderung 
• bei gehäuftem Fehlverhalten 

Im Rahmen der individuellen Förderplanung sind der Entwicklungsstand, die 
Lernausgangslage sowie die Stärken und Schwächen der Schülerin oder des Schülers zu 
bestimmen und im Förderplan zu beschreiben. Ausgehend hiervon sind individuelle 
Förderziele abzuleiten sowie konkrete Maßnahmen der Schule zu formulieren. Im 
Förderplan werden Verantwortlichkeiten und Zuständigkeiten für die jeweiligen 
Maßnahmen festgelegt. Die Schülerin oder der Schüler sowie die Eltern sind aktiv in den 
Prozess mit einzubeziehen. Der Förderplan ist den Eltern und der Schülerin oder dem Schüler 
zur Kenntnis zu geben und mit diesen zu besprechen. 
(§ 6 Abs. 1 VOGSV) 



Der Förderplan wird mindestens einmal im Schulhalbjahr fortgeschrieben. 
(§6 Abs. 2 VOGSV) 

Bei Kindern mit Behinderungen, bei denen vorbeugende Maßnahmen nötig sind oder ein 
Anspruch auf sonderpädagogische Förderung besteht, ist die Erstellung des Förderplans 
noch weiter konkretisiert: 

Der individuelle Förderplan nach § 49 Abs. 3 des Schulgesetzes definiert Förderziele, 
beschreibt die geplanten Maßnahmen und legt Verantwortlichkeiten und Zuständigkeiten 
sowie Termine zur Prüfung der Förderergebnisse fest. 
(§ 5 Abs. 1 VOSB) 

Der individuelle Förderplan wird auf der Grundlage der Lernausgangslage mit allen am 
Unterricht beteiligten Lehrkräften erstellt. Dabei sind unterrichtsbegleitende und 
diagnostische Verfahren zur Erfassung des Lernstands und der individuellen 
Lernvoraussetzungen heranzuziehen und ein Abgleich mit Leistungsanforderungen und 
Unterrichtsangeboten des jeweiligen Bildungsganges unter Berücksichtigung der Lerngruppe 
und des außerschulischen Lernumfeldes vorzunehmen. Die Vorschläge der Eltern zur 
Förderung ihres Kindes sind zu prüfen und gegebenenfalls im individuellen Förderplan zu 
berücksichtigen. Die an der Förderplanung beteiligten Personen benennen für die 
Federführung in diesem Prozess eine verantwortliche Lehrkraft, sofern nicht die 
Klassenlehrerin oder der Klassenlehrer die Federführung innehat. 
(§ 5 Abs. 2 VOSB) 

Der Förderplan wird mindestens halbjährlich in der Klassenkonferenz erörtert und 
spätestens nach zwei Jahren fortgeschrieben. Dabei werden unter Berücksichtigung der 
Lerngruppe und der Lernausgangslage der Schülerin oder des Schülers sowie der 
personellen, räumlichen und sächlichen Voraussetzungen die beabsichtigten 
Fördermaßnahmen dargestellt. Unterrichts- und Erziehungsziele werden mit der Schülerin 
oder dem Schüler angemessen erörtert. Die Eltern sind über die Ziele des Förderplans zu 
informieren und bei der Umsetzung des Förderplans einzubeziehen. Liegt eine individuelle 
Erziehungsvereinbarung zwischen Eltern und Schule vor, ist diese Bestandteil des 
Förderplans. 
(§ 5 Abs. 3 VOSB) 

Maßnahmen außerschulischer Institutionen werden in den Förderplan aufgenommen und 
gegebenenfalls mit den Förderzielen abgestimmt. 
(§ 5 Abs. 4 VOSB) 

 

 

 

 

 



Hessischer Referenzrahmen Schulqualität https://sts-ghrf-ruesselsheim.bildung.hessen.de/recht/hrs-hessischer-

referenzrahmen-schulqualitat.pdf 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 


